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Ermachtigung als Ausbildungseinrichtung nach FK-V (FI - Technisches Biiro

Dipl.-Ing. Wolfgang Diill)

BESCHEID

Auf Grund des Antrages vom 3. Februar 2017 wird die Ausbildungseinrichtung FI — Technisches
Bliro Dipl.-Ing. Wolfgang Diill e.U. mit Sitz in 2103 Langenzersdorf, Korneuburger StraRe 66,
gemaR § 63 Abs. 1 und Abs. 2 des Arbeitnehmerinnenschutzgesetzes - ASchG, BGBI. Nr. 450/1994,
i.V.m. § 14 Abs. 1 der Fachkenntnisnachweis-Verordnung - FK-V, BGBI. Il Nr. 13/2007, erméch-
tigt, Zeugnisse zum Nachweis der Fachkenntnisse gemal} § 11 Abs.1 Z 1 FK-V fir

e das Fihren von flurgesteuerten Lauf-, Bock- und Portalkranen, Sdulendreh- und Wand-

schwenkkranen bis 300 kN (§ 6 Z 1 lit. a FK-V)

e das Fuhren von sonstigen Lauf-, Bock- und Portalkranen, Saulendreh- und Wandschwenk-

kranen (§ 6 Z 1 lit. b FK-V)

e das Fihren von Fahrzeug- und Ladekranen bis 300 kNm (§ 6 Z 1 lit. d FK-V)

e das Fihren von Fahrzeug- und Ladekranen tber 300 kNm (§ 6 Z 1 lit. e FK-V)



e das Fuihren von Sonderkranen, mit der der Einschrankung auf Schwimmkrane (§6 7 1
lit. f FK-V), sowie

e das Flhren von Hubstaplern (§ 6 Z 2 FK-V)
auszustellen.

Die Ermachtigung wird unter der Auflage erteilt, dass jeder Priifungstermin spatestens vierzehn
Tage vor der Prifung dem Bundesministerium Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu
melden ist.

GemaR § 14 Tarifpost 6 Abs. 1 Gebiihrengesetz 1957 - GebG, BGBI. Nr. 267/1957, sind fiir den
Antrag € 14,30 (vierzehn Euro, dreiRig Cent) sowie gemal} § 14 Tarifpost 5 Abs. 1 GebG pro
Bogen Beilage € 3,90 (drei Euro, neunzig Cent), jedoch nicht mehr als € 21,80 (einundzwanzig
Euro, achtzig Cent) je Beilage, zu entrichten. GemaR Tarif A Tarifpost 1 Bundesverwaltungsab-
gabenverordnung 1983, BGBI. Nr. 24/1983, ist fiir diesen Bescheid weiters eine Verwaltungs-
abgabe von € 6,50 (sechs Euro, flinfzig Cent) zu entrichten.

In Summe sind daher insgesamt € 42,60 (zweiundvierzig Euro, sechzig Cent) zu entrichten.

Begriindung

Das Ermittlungsverfahren hat ergeben, dass die Voraussetzungen des § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 FK-V
einschlieBlich der Anforderungen der §§ 9f FK-V fiir die beantragte Ermachtigung erfillt sind
und der vorgelegte Ausbildungsplan sowie die Priifungsordnung der FK-V entsprechen. Die
Vermittlung der Fachkenntnisse erfolgt durch entsprechend qualifizierte und mit dem Fach-
gebiet vertraute Personen. Die organisatorische Kursbetreuung wird durch einen entsprechen-
den Ausbildungsleiter sichergestellt. Weiters stehen fiir die Ausbildung die hierfiir notwendigen
Einrichtungen und Gerate zur Verfiigung.

Gemal § 14 Abs. 3 FK-V kann die Ermachtigung unter Vorschreibung von Auflagen erfolgen.
Die Erteilung der Auflage ist erforderlich, um die Organisation der Priifungen fiir die allfallige
Teilnahme eines Vertreters/einer Vertreterin des Bundesministeriums zu erméglichen.

Die Vorschreibung der Gebiihren und Verwaltungsabgabe stiitzt sich auf die im Spruch genann-
ten Vorschriften.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann binnen von vier Wochen ab Zustellung Beschwerde beim Bundes-
verwaltungsgericht erhoben werden. Die Beschwerde ist schriftlich, z.B. auf dem Postweg, per
Telefax oder E-Mail beim Bundesministerium fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
einzubringen.
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Die Beschwerde muss den angefochtenen Bescheid und die belangte Behdrde bezeichnen
und die Griinde flr die behauptete Rechtswidrigkeit, ein Begehren sowie Angaben zur recht-
zeitigen Einbringung enthalten.

Hinweise:

1.  Die im Bescheidspruch vorgeschriebenen Gebiihren und Verwaltungsabgaben in der
Hohe von insgesamt € 42,60 sind binnen zwei Wochen nach Erhalt dieses Bescheids
durch Uberweisung auf das Konto der BAWAG P.S.K. lautend auf ,BMASK Zentrallei-
tung”, IBAN: AT20 0100 0000 0507 0004, BIC: BUNDATWW zu entrichten. Um die Zu-
ordnung der Einzahlung zu erméglichen, wird ersucht, Uberweisungen mit Erlagscheinen
oder Telebanking unter Angabe von "BMASK-Arbeit" und der Bescheidzahl sowie den
Namen des Zahlungspflichtigen durchzufiihren.

2. Eine Beschwerde ist - sofern keine Gebihrenbefreiung vorliegt - mit € 30,- zu verge-
bihren. Die Gebuhr ist auf das Konto des Finanzamts fiir Gebihren, Verkehrsteuern
und Gliicksspiel (IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW) zu entrichten,
wobei als Verwendungszweck das jeweilige Beschwerdeverfahren (Geschaftszahl des
angefochtenen Bescheides) anzugeben ist. Bei elektronischer Uberweisung mittels
»Finanzamtszahlung” ist als Empfanger das Finanzamt fiir Geblihren, Verkehrsteuern
und Gllcksspiel (IBAN wie zuvor) anzugeben oder auszuwahlen. Weiters sind die Steu-
ernummer/Abgabenkontonummer 10-999/9102, die Abgabenart ,,EEE - Beschwerde-
gebihr”, das Datum des Bescheides als Zeitraum und der Betrag anzugeben. Der Be-
schwerde ist der Zahlungsbeleg oder ein Ausdruck lber die erfolgte Erteilung einer
Zahlungsanweisung beizulegen. Fir jede geblihrenpflichtige Beschwerde ist vom/von
der Beschwerdeflihrer/in ein gesonderter Beleg vorzulegen.

3.  GemaR § 13 Abs. 1 FK-V hat die Ausbildungseinrichtung dem Bundesministerium fir
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz (Sektion Arbeitsrecht und Zentral-Arbeitsin-
spektorat) jede Anderung des Ausbildungsplanes und der Priifungsordnung, jede An-
derung der Ausbildungsleitung sowie jede wesentliche Anderung der Voraussetzungen
gemals § 9 Abs. 2 u. 3 FK-V (fachlich qualifiziertes Lehrpersonal, Rdumlichkeiten und
Ubungsplatze, Einrichtungen und Lehrmittel) unverziiglich zu melden.

4.  Zur Erfullung der Meldepflicht gemaR § 13 Abs. 3 FK-V (bis 31. Janner des Folgejahres)
wird ersucht, das in der Beilage angeschlossene Meldeformular zu verwenden und
per E-Mail an viil@sozialministerium.at oder per Fax an 01/7189470/2674 zu senden.

5. Gemal § 14 Abs. 4 FK-V ist die Erméachtigung zu widerrufen, wenn die Ermachtigungs-
voraussetzungen nicht mehr vorliegen, Auflagen nicht eingehalten oder gegen Verpflich-
tungen gemal §§ 10 bis 13 FK-V verstoBen wird.
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Mit freundlichen GriRRen
Fir den Bundesminister:

Mag.rer.nat. Bernd Kolenprat
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Unterzeichner

Bundesministerium fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz

Datum/Zeit

2017-04-25T14:02:01+02:00

Aussteller-Zertifikat

CN=a-sign-corporate-light-02,0U=a-sign-corporate-light-02,0=A-Trust Ges. f.
Sicherheitssysteme im elektr. Datenverkehr GmbH,C=AT

Serien-Nr. 1694642
AMTSSIGHNATUR
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
Informationen zur Prifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen Signatur finden Sie unter:
Priifinformation http://www.signaturpruefung.gv.at

Informationen zur Priifung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.sozialministerium.at/site/Ministerium/Willkommen_im_Ministerium/Amtssignatur/Amtssignatur

Seite 4 von 4 zu Geschaftszahl: BMASK-461.310/0002-VII/A/1/2017




		2017-04-25T14:02:01+0200
	Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




